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7 Armutszeugnis für Beijings

Taiwan Wat chers

Obwohl sich Politiker, Militärs und 

Kommentatoren auf der Festlandsei

te der Straße von Taiwan im Vor

feld der Wahlen auf der Insel im Ge

gensatz zu früheren Ereignissen dieser 

Art mit Warnungen und Drohgebär

den merklich zurückgehalten hatten, 

waren der überragende Sieg der Demo- 

catic Progressive Party (DPP) des tai

wanischen Präsidenten Chen Shuibian 

und die enormen Verluste des Beijin

ger Wunschgegenspielers der Guomin 

Dang (Kuomintang, KMT) offensicht

lich eine große Überraschung für die 

Beobachter in der Volksrepublik Chi

na.

In allen Think Tanks der Volksrepu

blik China hatte noch bis zum Wahl

tag die Annahme vorgeherrscht, die 

KMT werde zwar leicht verlieren, nach 

wie vor jedoch stärkste Partei im tai

wanischen Parlament bleiben. Als es 

ganz anders kam, mussten die chinesi

schen Taiwan Watchers kleinlaut ihre 

offensichtlich primär von Wunschden

ken bestimmten eklatanten Fehlprog

nosen eingestehen. Prof. Xu Bodong, 

Direktor des Taiwan-Instituts der Bei

jing Universität wird mit den Worten 

zitiert, die chinesische „Seite habe den 

wahren Volkswillen in Taiwan nicht 

richtig erfasst“.

Man musste eingestehen, dass das 

Wahlergebnis in Taiwan angesichts 

der schlimmsten Rezession in Tai

wans Geschichte eindeutig wirtschaft

liche und taiwaninterne Fragen wahl

entscheidend waren und nicht die Be

ziehungen zur Volksrepublik China. 

Man könne daraus die Schlussfolge

rung ziehen, dass auch eine Verbesse

rung der wirtschaftlichen Beziehungen 

mit Taiwan nicht unbedingt dazu füh

ren werde, die Bevölkerung Taiwans 

näher an die Volksrepublik zu binden, 

hieß es aus akademischen Kreisen in 

China.

Wie sehr man in der politischen Füh

rung Chinas von dem Erdrutschsieg 

der DPP überrascht worden war und 

welche Probleme man mit der politi

schen Einschätzung der Lage nach den 

Wahlen in Taiwan hatte, zeigt die Tat

sache, dass man bis zur öffentlichen 

Kommentierung eine halbe Woche 

verstreichen ließ. Dann allerdings gab 

es Warnungen vor einer weiteren Ver

schlechterung der Beziehungen zwi

schen beiden Seiten der Taiwan-Stra

ße. (Hongkong iMail, 3.12.01, nach 

BBC PF, 4.12.01; NZZ, 3.12.01; FAZ,

5.12., 6.12.01; CNAT, 3.12.01, nach 

FBIS, 4.12.01; CNAT, 1.12.01, nach 

BBC PF, 2.12.01; CNAT, 2.12.01, 

nach BBC PF, 3.12.01) -kg-

8 Besorgt um Landsleute in Ar

gentinien

Der Ausbruch der sozialen Unruhen 

in Argentinien veranlasste die chine

sische Regierung zur Sorge um in 

Argentinien lebende Landsleute. Man 

schätzt, dass insgesamt etwa 30.000 

bis 40.000 ethnische Chinesen zumeist 

aus den südostchinesichen Provinzen 

Fujian und Guangdong in dem süd

amerikanischen Land leben.

Chinesischen Berichten zufolge hatten 

Auslandschinesen und chinesischstäm

mige Argentinier insbesondere unter 

den Plünderungen kurz vor Weihnach

ten zu leiden. Allein in Buenos Ai

res seien diesen Übergriffen mehr als 

500 chinesische Geschäfte zum Opfer 

gefallen. Die chinesische Botschaft in 

Argentinien hatte nach Auskunft des 

chinesischen Botschafters Wang Yu- 

ying aufgrund argentinischer Medien

berichte über Angriffe auf chinesische 

Ladenbesitzer und verletzte chinesi

sche Staatsbürger bereits Diplomaten 

mit der Aufklärung solcher Vorkomm

nisse betraut. Weiterhin sei man bei 

der argentinischen Regierung vorstel

lig geworden und habe einen wirksa

men Schutz des Lebens und des Eigen

tums chinesischer Staatsbürger ver

langt. Gleichlautende Forderungen er

hob in China auch die All-China Fede

ration of Returned Overseas Chinese.

Während Xinhua nur von einer nicht 

näher bezifferten Anzahl von Verletz

ten unter den Chinesen in Argenti

nien berichtete, sprach die Nachrich

tenagentur Zhongguo Tongxun She 

in Hongkong von zehn Toten un

ter der chinesischen Bevölkerung. Ihr 

Tod sei zum Teil darauf zurückzu

führen, dass sie anstürmenden Plün

derern Widerstand geleistet und da

raufhin von diesen zu Tode getram

pelt worden seien. Andere hätten an

gesichts des Totalverlusts ihres Eigen

tums verzweifelt Selbstmord began

gen. (Xinhua, 22.12.01, nach BBC PF, 

24.12.01; Xinhua, 23.12.01, nach BBC 

PF, 24.12.01; ZTS, 22.12.01, nach 

BBC PF, 23.12.01) -kg-

Innenpolitik

9 Abberufung des Shanghaier

Bürgermeisters Xu Kuangdi 

— Ende einer politischen Kar

riere?

Die Nachricht von der Abberufung 

des Shanghaier Bürgermeisters Xu 

Kuangdi, die am 7. Dezember be

kannt wurde, überraschte die chine

sische und die internationale Öffent

lichkeit ebenso wie angeblich auch 

den Betroffenen selbst. Der 64-jäh

rige Xu Kuangdi verlor neben sei

nem Amt als Bürgermeister auch sein 

Amt als stellvertretender Parteisekre

tär Shanghais.

Gründe für die überraschende Abbe

rufung Xu Kuangdis wurden von offi

zieller Seite nicht genannt. Die staat

lichen Medien meldeten einzig, dass 

der Ständige Ausschuss des Shang

haier Volkskongresses seinen Rücktritt 

angenommen habe und dass das Zent

ralkomitee der KPCh Xu zum Partei

sekretär der Chinesischen Akademie 

für Ingenieurswesen in Beijing ernannt 

habe. Gemeldet wurde außerdem, dass 

als Nachfolger im Amt des Bürger

meisters der 55-jährige Chen Liangyu 

antreten wird, der bislang stellvertre

tender Bürgermeister Shanghais war. 

Auch die offizielle Website der kom

munalen Verwaltung Shanghais weist 

nur lapidar auf die Versetzung Xus 

nach Beijing hin und zeigt eine Foto
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grafie seines ausdruckslos lächelnden 

Nachfolgers.

Xu Kuangdi, der das Amt des Shang

haier Bürgermeisters seit 1995 inne

hatte, hielt sich bei Bekanntwerden 

der Nachricht in Paris auf, wohin er 

gereist war, um die Bewerbung Shang

hais für die Ausrichtung der Weltaus

stellung im Jahr 2010 zu unterbreiten. 

In ausländischen Diplomaten-, Ge

schäfts- und Medienkreisen gilt Xu 

Kuangdi als weltgewandter, liberaler 

und pragmatischer Politiker. Mit sei

ner ingenieurswissenschaftlichen Aus

bildung wird er den „Technokraten“ 

zugerechnet; von vielen Altersgenos

sen dieser Gruppe unterscheidet er 

sich jedoch dadurch, dass er der KP- 

Ch erst sehr spät, in den 1980er Jah

ren, beigetreten ist, und viel von der 

verbreiteten dogmatischen Steife ver

missen lässt. Ihm werden erhebliche 

Leistungen bei der Verbesserung des 

Investitionsklimas in Shanghai zuge

schrieben. In seine Amtszeit als Bür

germeister fällt die national wie in

ternational viel beachtete glanzvolle 

Renaissance Shanghais als Weltwirt

schaftsmetropole (vgl. C.a., 2001/11, 

S.1215-1228).

Der offizielle Verzicht auf die Nennung 

von Gründen für die überraschende 

Versetzung Xu Kuangdis nach Bei

jing hat zahlreichen - zum Teil wi

dersprüchlichen - Spekulationen Nah

rung gegeben. Viele von ihnen bergen 

einige Plausibilität; keine von ihnen 

hat sich bislang eindeutig bewahrhei

tet.

Sehr früh schied der Verdacht aus, 

Xu könnte wegen Korruptionsvorwür

fen aus seinem Amt entfernt worden 

sein. Für diese Erklärung sprachen lo

kal kursierende Gerüchte, denen zu

folge ihm angeblich verweigert worden 

sei, seine ehemaligen Büroräume noch 

einmal aufzusuchen. Andere Hinwei

se gab es für diese Version nicht, und 

Xu gilt allgemein als einer der am we

nigsten korrumpierbaren Politiker der 

VR China. Auch spricht die Ernen

nung zu einem Parteisekretär in der 

- wenn auch politisch wenig bedeutsa

men - Ingenieursakademie gegen diese 

Version, da man einem der Korrupti

on verdächtigten Parteimitglied kaum 

ein verantwortliches Parteiamt zuwei

sen dürfte.

Eine sehr viel „harmlosere“ Erklä

rungsvariante liegt darin, dass Xu 

Kuangdi im Vorfeld des XVI. Partei

tags, der im Herbst 2002 den endgül

tigen Wechsel von der gegenwärtigen 

dritten auf die vierte Führungsgene

ration markieren wird, gemäß beson

derer Ruhestandsregelungen aufgrund 

seines vorgerückten Alters aus dem 

Bürgermeisteramt ausgeschieden ist. 

Als Ruhestandsaltersgrenze für Äm

ter auf Minister- bzw. Provinzebene 

- also auch für das Bürgermeisteramt 

der Stadt Shanghai, die als regierungs

unmittelbare Stadt auf Provinzebene 

rangiert - gilt allgemein das 65. Le

bensjahr; in den letzten Jahren wur

de diese Grenze von der parteistaatli

chen Führung auch zunehmend strikt 

durchgesetzt. Im Vorfeld des 16. Par

teitags betrifft diese Ruhestandsrege

lung nun aber auch solche Amtsinha

ber, die diese Altersgrenze von 65 zwar 

noch nicht erreicht haben, dies aber in 

absehbarer Zeit tun werden. Denn laut 

einem Parteibeschluss vom Frühjahr 

2001 müssen alle Personen, die Ämter 

auf der Minister- bzw. Provinzebene 

bekleiden, zugleich dem Zentralkomi

tee der KPCh angehören. Um daher si

cherzustellen, dass die jüngeren Nach

folger in den betreffenden Ämtern eine 

Chance erhalten, sich rechtzeitig vor 

dem Parteitag in ihren neuen Ämtern 

für eine Wahl in das im Herbst zu 

bestimmende neue Zentralkomitee der 

Partei zu qualifizieren, sollen gegen

wärtige Amtsinhaber, die das 65. Le

bensjahr innerhalb der nächsten Jahre 

erreichen werden, die Posten für ihre 

Nachfolger vorzeitig freimachen (vgl. 

C.a., 2001/5, Ü 10). Genau dieser Fall 

könnte auf Xu Kuangdi zugetroffen 

haben, der im Dezember 2001 seinen 

64. Geburtstag feierte. Tatsächlich ha

ben in den letzten Wochen und Mo

naten zahlreiche Neubesetzungen füh

render Provinzämter aufgrund dieser 

Regelung für einen vorgezogenen Ru

hestand stattgefunden (vgl. Monthly 

Data in den zurückliegenden Ausga

ben sowie im hinteren Teil dieses Hef

tes). Merkwürdig mutet bei dieser Er

klärung nur an, dass ein derart „harm

loser“ Grund von offizieller Seite oh

ne weiteres hätte benannt werden kön

nen.

Diese Erklärung wird durch eine wei

tere Version modifiziert bzw. ergänzt: 

Für zahlreiche chinesische Beobach

ter und langjährige Chinakenner kei

neswegs kontraintuitiv ist die Annah

me, dass die Versetzung Xu Kuang

dis nach Beijing nicht das Ende sei

ner politischen Karriere, sondern viel

mehr der Anfang eines möglichen Auf

stiegs in ein hohes Staatsamt in Bei

jing sein könnte. Aufgrund des baldi

gen Erreichens der 65-Jahres-Grenze 

und in Anbetracht des bevorstehenden 

16. Parteitags im Herbst sei Xu vor

erst in eine „Warteschleife“ manövriert 

worden, um alsbald in ein höheres 

Amt der Partei und/ oder der Zent

ralregierung berufen zu werden, für 

das die (informelle) Ruhestandsgren

ze bei 70 Jahren liegt. Eine rechtzei

tige Beförderung auf ein solches Amt 

auf zentraler Ebene würde Xu mithin 

erlauben, seine politische Karriere um 

(mindestens) fünf Jahre zu verlängern. 

Tatsächlich habe der Shanghaier Bür

germeister bislang - nach dem Vor

bild mehrerer seiner Amtsvorgänger, 

allen voran seines Proteges, Minister

präsident Zhu Rongji - als aussichts

reicher Kandidat etwa für das Polit

büro bzw. für ein Amt im Staatsrat 

oder als stellvertretender Ministerprä

sident gegolten. Die Plausibilität ei

ner solchen Erklärung wird allerdings 

durch die zumindest nach außen sehr 

schroffe und entwürdigende Art und 

Weise abgeschwächt, mit der er aus 

seinem Amt entfernt wurde. Dennoch 

kann vorerst nicht als ausgeschlossen 

gelten, dass Xu innerhalb der kom

menden Jahre seine politische Karrie

re in Beijing fortsetzen wird.

Eine vierte Erklärungsvariante ist die 

eines machtpolitischen Konflikts in 

Shanghai. So sei es seit längerer Zeit 

ein offenes Geheimnis, dass sich zwi

schen dem liberalen Xu Kuangdi und 

dem konservativen Huang Ju, dem 

Parteisekretär Shanghais, im Lauf ih

rer gemeinsamen Amtszeit in der 

Stadt zahlreiche persönliche und po

litische Differenzen aufgebaut hätten. 

Eine chinakritische Hongkonger Mo

natszeitschrift will etwa von Konflik

ten zwischen den beiden über die 

Übernahme der politischen Verant

wortung für ein Unglück auf einer 

Shanghaier Werft im Juli d. J. (vgl. 

C.a., 2001/7, Ü 25) wissen, bei dem 36 

Personen ihr Leben verloren hatten; 

Konfliktgegenstand soll auch die Fra

ge der Pressefreiheit im Fall einer tra

ditionellen Shanghaier Abendzeitung 

(Xinmin Wanbad) gewesen sein. Die

se und andere Konflikte hätten seit 
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längerem nicht nur das politische Kli

ma in Shanghai, sondern auch in Bei

jing beeinträchtigt, da sich Angehö

rige der Parteizentrale immer wieder 

in die Austragung dieser Konflikte 

verwickelt gesehen hätten. Den Aus

schlag für den jüngsten und letzten 

Eklat habe die Mitte November be

gonnene jährliche Revision der kom

munalen Partei- und Regierungsarbeit 

im zurückliegenden Jahr ergeben. Xu 

Kuangdi und Huang Ju seien in die

sem Zusammenhang äußerst heftig an

einander geraten, woraufhin Xu sich 

zum Rücktritt entschlossen habe, eine 

Option, die er in den vergangenen Jah

ren wiederholt überdacht haben soll.

Mit dieser Version verwandt ist 

die fünfte Erklärungsvariante eines 

machtpolitischen Fraktions- bzw. Seil

schaftskampfes innerhalb der Füh

rungsspitze in Beijing. Danach gilt 

Xu Kuangdi als der „Schützling“ 

Zhu Rongjis, während Huang Ju als 

Schützling Jiang Zemins betrachtet 

wird. In Anbetracht seines im Herbst 

2002 bevorstehenden Abschieds von 

der politischen Bühne sei Jiang Zemin 

daran gelegen, sein politisches „Erbe“ 

zu sichern, indem er seine „Schützlin

ge“ möglichst rechtzeitig in ihren Äm

tern sichert bzw. in einflussreichere 

Ämter hievt. Vor dem Hintergrund ei

nes zuletzt wieder verschärften Kon

flikts zwischen Jiang Zemin und Zhu 

Rongji habe sich Jiang dazu entschie

den, Xu Kuangdi „auszuschalten“, um 

die Position „seines Mannes“ Huang 

Ju zu festigen. Diese Variante eines 

machtpolitischen Kampfes auf zentra

ler Ebene, der Xu zum Opfer gefallen 

ist, erscheint nicht gänzlich unplausi

bel, wirkt in ihrem logischen Muster 

aber allzu mechanistisch.

Eine letzte hier bekannte Erklärungs

variante besteht schließlich in der An

nahme, dass Xu Kuangdi abgesetzt 

wurde, weil er einen schweren politi

schen Fehler begangen habe: So soll er 

im zeitlichen Umfeld des APEC-Gip- 

fels, der im Oktober in Shanghai aus

getragen worden war, auf einer Presse

konferenz die exorbitante Summe von 

40 Mio. US-Dollar genannt haben, die 

die Organisation des Gipfels gekostet 

habe. Offenbar habe er damit gegen 

den Ehrenkodex des Gastgebers ver

stoßen, was umso schlimmer wog, als 

der Gipfel, anlässlich dessen der US- 

amerikanische Präsident Bush China 

seinen ersten offiziellen Besuch abstat

tete, als ein äußerst wichtiges außen

politisches Ereignis galt.

Die Entscheidung für eine der genann

ten Erklärungsvarianten erscheint der

zeit nicht möglich oder sinnvoll. Denk

bar ist, dass Elemente von mehre

ren dieser Varianten gemeinsam zu

treffen und dass Xu Kuangdis Abbe

rufung aus dem Zusammenspiel ver

schiedener formeller und informeller 

Faktoren resultierte. Tatsächlich soll

te vorerst nicht ausgeschlossen wer

den, dass die politische Karriere die

ses Mannes, der als Bürgermeister von 

Shanghai auf eine sehr erfolgreiche 

Amtszeit zurückblickt, in Beijing ihre 

Fortsetzung findet. (Xinhua, 2.12.01; 

XNA, 8.12.01; www.sh.gov.cn; FT, 

8.12.01; AWSJ, 1.12.01; CNN.com,

10., 11.12.01; Hong Kong Agence 

France Presse, 13.12.01, nach FBIS, 

13.12.01; Le Monde, 11.12.01; SCMP, 

13.12.01; NZZ, 17.12.01; DX, Dezem

ber 01, S.10-12, 25/26; Informati

on von Kerstin Lohse, ARD-Hörfunk- 

Korrespondentin, Shanghai) -hol-

10 Anti-Terror-Gesetzgebung 

verabschiedet

Am 29. Dezember verabschiedete der 

Ständige Ausschuss des Nationalen 

Volkskongresses auf seiner 25. Sitzung 

eine Änderung des Strafgesetzbuches 

im Hinblick auf schärfere Anti-Terror- 

Regelungen. Es handelte sich um die 

dritte Änderung des Strafgesetzbuches 

vom Juli 1979, das im März 1997 um

fassend revidiert und im Oktober 1999 

vor dem Hintergrund des Verbots der 

Falungong-Bewegung mit dem Ziel der 

Schaffung einer strikteren Handhabe 

für die strafrechtliche Verfolgung von 

„Kulten“ verschärft worden war (vgl. 

C.a., 1999/10, Ü 6).

Mit der jüngsten Änderung des Straf

gesetzes reagierten die Gesetzgeber 

wie in vielen anderen Ländern welt

weit auf die Terroranschläge in den 

USA vom 11. September. Ziel der 

neuen Anti-Terror-Gesetzgebung ist 

es nach Angaben von Vertretern des 

Ständigen Ausschusses, „zum Schutz 

der nationalen Sicherheit und gesell

schaftlichen Ordnung sowie zur Ge

währleistung der Sicherheit von Leben 

und Eigentum der Bevölkerung mit 

terroristischen Verbrechen strenger zu 

verfahren“.

Als konkreter Anlass für die jüngste 

Gesetzesänderung wird von der offi

ziellen Presse auch die Tatsache ge

nannt, dass es in Nachahmung der 

Milzbrandanschläge in den USA auch 

in China zu Versuchen von Trittbrett

fahrern gekommen war, durch die Ver

sendung von Briefen mit weißem Pul

ver Schrecken zu verbreiten. In Zu

kunft sollen daher neben terroristi

schen Aktivitäten auch solche Tritt

brettfahrer-Aktivitäten unter Strafe 

gestellt werden.

So sieht die Gesetzesänderung vor, 

dass Personen, die mittels vermeint

licher Sprengstoff-, biologischer, che

mischer oder nuklearer Materialien 

vorgeblich terroristische Androhungen 

machen oder Informationen über an

gebliche terroristische Anschläge fin

gieren, mit Freiheitsstrafen von bis zu 

fünf Jahren bestraft werden.

Während das Strafgesetz in seiner bis

herigen Form für die Organisation, 

Anleitung oder Beteiligung an terro

ristischen Aktivitäten Freiheitsstrafen 

zwischen drei und zehn Jahren vorsah, 

ist das Strafmaß in der Gesetzesän

derung für die Organisation und An

leitung solcher Aktivitäten auf min

destens zehn Jahre erhöht worden; in 

schweren Fällen soll eine lebenslängli

che Freiheitsstrafe oder sogar die To

desstrafe verhängt werden.

Für die finanzielle Unterstützung ter

roristischer Aktivitäten sieht der neue 

Gesetzestext Freiheitsstrafen von fünf 

oder mehr Jahren sowie Bußgeldstra

fen oder Vermögensenteignung vor. 

Für Herstellung, Handel, Transport 

und Lagerung von toxischen, radioak

tiven oder biologischen Gefahrenstof

fen, wie auch für den illegalen Be

sitz von Sprengstoffen und Schusswaf

fen ist eine mindestens dreijährige 

Freiheitsstrafe, in folgenschweren Fäl

len auch lebenslängliche Freiheitsstra

fe oder die Todesstrafe vorgesehen.

Die Details der Gesetzesänderungen 

sind in englischer Übersetzung im hin

teren Teil dieses Heftes als Dokument 

nachzulesen. Die Änderung ist mit 

Verkündung sofort in Kraft getreten. 

(XNA, 18., 25.12.01; Xinhua, 29.12.01, 

nach BBC PF, 29.12.01) -hol-

http://www.sh.gov.cn
CNN.com
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11 Verschärfte Sicherheitsmaß

nahmen in Xinjiang

Im Verlaufe des Monats Dezember hat 

die staatliche Führung Chinas die Si

cherheitsmaßnahmen in der Autono

men Region Xinjiang, die im Gefolge 

des 11. September aus Furcht vor ei

ner Ausbreitung separatistischer bzw. 

fundamentalislamischer Tendenzen in

tensiviert worden waren, weiter ver

schärft.

Offizielle Grundlage für eine Reihe 

von Maßnahmen zur Terrorbekämp

fung ist die seit Oktober vorgenom

mene Einstufung uigurischer Unter

grundorganisationen als „Terrororga

nisationen“ (vgl. C.a., 2001/10, Ü 8, 

2001/11, Ü 8). Die chinesische Regie

rung beruft sich dabei auf Hinweise 

auf Verbindungen zwischen militanten 

Aktivisten für ein unabhängiges „Ost- 

turkestan“ und den Terrorismusnetz

werken Osama Bin Ladens und der 

Taliban, die mindestens auf das Jahr 

1999 zurückgehen und auch von west

lichen Geheimdiensten bestätigt wor

den sind; verlässliche Informationen 

über Ausmaß und Rückhalt dieser Be

wegung unter der uigurischen Bevölke

rung Xinjiangs liegen allerdings nicht 

vor. Zuletzt bestätigte das US-ameri

kanische Außenministerium, dass sich 

unter den in Afghanistan festgesetzten 

Taliban-Kämpfern auch einige chine

sische Uiguren befänden. Vor diesem 

Hintergrund sieht sich die chinesische 

Führung darin bestätigt, den jahrelan

gen Kampf gegen die „Infiltration und 

Sabotageaktivitäten feindlicher Kräf

te, Separatisten und gewalttätiger ter

roristischer Kräfte“ mit erhöhter In

tensität fortzusetzen.

In Übereinstimmung mit dieser offizi

ellen Position steht die erhöhte Prä

senz von staatlichen Sicherheitskräf

ten in der Region. Zu den Truppen der 

Volksbefreiungsarmee, die seit Sep

tember in den Grenzgebieten zu den 

zentralasiatischen Nachbarstaaten zu

sammengezogen worden sind, und den 

Polizei- und Inspektionstrupps, die im 

Rahmen der anhaltenden Kampagne 

„Hart zuschlagen“ formal zur Krimi

nalitätsbekämpfung in Xinjiang tätig 

sind, sind nun nach Hongkonger Anga

ben noch zusätzliche Anti-Terror-Ein

heiten in die Autonome Region ent

sandt worden. Diese seien aus den Rei

hen der Bewaffneten Volkspolizei rek

rutiert und als Spezialeinheiten zur

Bekämpfung terroristischer Aktivitä

ten ausgebildet worden. Zahl und Um

fang der eingesetzten Einheiten sind 

nicht bekannt.

Seit dem 10. Dezember soll Berich

ten ausländischer Nachrichtenagentu

ren zufolge in Xinjiang eine spezi

elle Kampagne gegen „Separatisten, 

gewalttätige Terroristen und religi

öse Extremisten“ im Gange sein, die 

bis Februar 2002 laufen soll. In dem 

Autonomen Bezirk Bayingolin und 

wahrscheinlich auch in anderen Tei

len Xinjiangs wurden Vertreter dieser 

Gruppen durch öffentliche Aushänge 

aufgefordert, sich bis zum 10. Februar 

2002 selbst den örtlichen Polizeikräf

ten zu stellen; in diesem Fall könnten 

sie mit einer „milden“ strafrechtlichen 

Behandlung rechnen. Auch Verwand

te und Freunde sollen aufgerufen wor

den sein, sich aktiv an der Fahndung 

zu beteiligen. Belohnungen wurden für 

die in Aussicht gestellt, die kriminelle 

Elemente in ihrem persönlichen Um

kreis anzeigten, Strafen dagegen jenen 

angedroht, die die Auskunft trotz bes

seren Wissens verweigerten.

Über die Zahl der Verhaftungen ver

dächtiger Personen liegen keine ein

heitlichen Meldungen vor. Berichten 

uigurischer Exilgruppen zufolge wur

den im Zuge der jüngsten Kampag

ne im Dezember im Bezirk Bortala im 

Nordwesten und in der Stadt Hotan 

im Westen Xinjiangs mehrere Dutzend 

Muslime festgenommen. Wie offizielle 

chinesische Vertreter bestätigten, wur

den in dem oben genannten Bezirk 

Bayingolin neun Personen verhaftet, 

die beschuldigt wurden, den Koran in 

die lokale Sprache übersetzt und da

mit separatistische Bestrebungen pro

pagiert zu haben; in mehr als 20 Fäl

len habe man die Personengruppe im 

zurückliegenden Jahr überführt, ille

gal gepredigt zu haben.

Ende Dezember berichteten interna

tionale Nachrichtenagenturen ferner 

von „lokalen Quellen“, denen zufolge in 

dem vor allem von Uiguren bevölker

ten Gebiet des Tianshan-Gebirges 318 

Mitglieder dreier mutmaßlicher „terro

ristischer Organisationen“ festgesetzt 

worden sind. Offenbar handelt es sich 

bei dieser Zahl um den Ausschnitt aus 

einer größeren Zahl verhafteter Ange

höriger von insgesamt 13 „kriminellen 

Gruppen“; nur drei von diesen wurden 

von den staatlichen Sicherheitsbehör

den als „terroristische Organisationen“ 

eingestuft.

Ebenfalls Ende Dezember wurde 

aus offiziellen chinesischen Quellen 

schließlich bekannt, dass verstärkt 

Maßnahmen ergriffen werden, um die 

Ausstrahlung ausländischer Fernseh

programme per Satellit in Xinjiang zu 

unterbinden. Ziel sei es, eine „eiserne 

Mauer zu errichten, um die Infiltrati

on westlicher Kultur zu verhindern“ - 

der Text lässt nicht erkennen, ob mit 

„westlicher Kultur“ der amerikanisch 

dominierte Okzident oder die isla

mische Kultur der zentralasiatischen 

Staaten an der Westgrenze Chinas ge

meint ist. So weit bekannt ist, wurden 

in der Region bislang TV-Program

me der Nachbarstaaten empfangen; 

auch internationales Satellitenfernse

hen dürfte aber die Bevölkerung in 

Xinjiang in den vergangenen Monaten 

mit weitaus detaillierteren Nachrich

ten über die Ereignisse in Zentralasien 

versorgt haben, als dies vom staatli

chen chinesischen Fernsehen geleistet 

wird. In jedem Fall ist in der staat

lichen Fernsehzensur das Bemühen 

zu erkennen, potenziell radikalisieren

de Informationen und Ideen aus dem 

Ausland von der Bevölkerung Xin

jiangs fernzuhalten. (Xinhua, 4.12.01, 

nach BBC PF, 4.12.01; Zhongguo 

Xinwen She, 10.12.01, 3.1.02, nach 

BBC PF, 10.12.01, 3.1.02; Zhongguo 

Tongxun She, 20.12.01, nach BBC 

PF, 20.12.01; CNN Hongkong, 5.1.02; 

www.mail-archive.com/uighur-l/takla

makan.org, 21., 25.12.01, 5.1.02;

CND, 22.12.01; Xinjiang People’s 

Broadcasting Station, 28.12.01, nach 

BBC PF, 28.12.01; Xinjiang Ribao, 

28.12.01, nach FBIS, 5.12.01; FAZ,

12., 27.12.01) -hol-

12 Nationale Konferenz zur Re

ligionsarbeit — Religionspoli

tik im Brennpunkt

Vom 10. bis 12. Dezember fand in Bei

jing eine vom Zentralkomitee der KP- 

Ch und dem Staatsrat gemeinsam ver

anstaltete „Nationale Konferenz zur 

Religionsarbeit“ statt, die erste dieser 

Art und Größenordnung seit 1990. Die 

große politische Bedeutung des Ereig

nisses wurde durch die Anwesenheit 

des gesamten siebenköpfigen Ständi

gen Ausschusses des Politbüros unter

strichen. Staatspräsident und KP-Ge

http://www.mail-archive.com/uighur-l/taklamakan.org
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neralsekretär Jiang Zemin sowohl wie 

Ministerpräsident Zhu Rongji hielten 

wichtige Reden, die anschließend in 

der offiziellen Presse abgedruckt und 

durch Leitartikel kommentiert wur

den. Da es sich hier um selten ausführ

liche Dokumente zum Thema Religi

onspolitik handelt, seien ihre Hauptin

halte im Folgenden in einiger Ausführ

lichkeit skizziert.

Jiang Zemin wies in seiner Rede der 

Religionspolitik einen hohen Stellen

wert in der Arbeit von Partei und 

Regierung zu. „In der gegenwärtigen 

in- und ausländischen Situation muss 

sowohl die Führungsrolle der Partei 

gegenüber der Religion als auch die 

Verwaltung religiöser Angelegenheiten 

durch die Regierung verstärkt wer

den, keineswegs kann sie dagegen ge

schwächt werden.“ Eine kompetente 

Ausführung der Religionsarbeit sei 

von zentraler Bedeutung für die gesell

schaftliche Basis der Partei, die Ein

heit der verschiedenen Nationalitäten 

des Landes, die soziale Stabilität, die 

nationale Sicherheit und die staatliche 

Einheit.

Der maßgebliche Einfluss, den Reli

gionen auf die Weltpolitik ebenso wie 

auf das gesellschaftliche Leben aus

übten, dürfe nicht unterschätzt wer

den. Umso wichtiger sei es, die hoch

gradig komplexe Natur von Religio

nen zu verstehen. Die Hauptcharakte

ristika von Religionen bestünden da

rin, dass sie zum Ersten starke ge

sellschaftliche und historische Wurzeln 

aufwiesen, durch die ihr Fortbestand 

auch in der Moderne noch auf lange 

Zeit hinaus getragen werde; dass Reli

gionen zum Zweiten eng mit ökonomi

schen, politischen und sozialen Fakto

ren verknüpft sei, sodass sie einen star

ken Einfluss auf die gesellschaftliche 

Entwicklung und Stabilität habe; drit

tens schließlich seien Religionen häu

fig mit internationalen Konflikten ver

quickt und stellten somit einen be

deutsamen Faktor in den internatio

nalen Beziehungen und der Weltpoli

tik dar.

Wenn die Mitglieder der Kommunisti

schen Partei Chinas auch dem Mate

rialismus und Atheismus verpflichtet 

seien, so würde die Religion in der 

Volksrepublik China, welche sich ja 

erst im Anfangsstadium des Sozialis

mus befinde, noch für lange Zeit fort

bestehen. Daher sei es weder ange

bracht, die Religion mit administra

tiven Mitteln abzuschaffen, noch, sie 

mit administrativen Mitteln zu för

dern. Vielmehr gelte es, die wechsel

seitige Anpassung von Religion und 

Sozialismus sowie die gegenseitige Er

gänzung der Stärken der beiden ak

tiv voranzutreiben. Dies heiße kei

neswegs, dass religiöse Vertreter und 

Gläubige ihren Glauben aufgeben soll

ten - man fordere von ihnen allerdings 

Patriotismus, die Unterstützung des 

sozialistischen Systems und der Füh

rung der Partei, Gesetzestreue und po

litischen Gehorsam sowie Respekt vor 

der nationalen Einheit.

Die Politik der Religionsfreiheit, die 

einen grundlegenden Bestandteil der 

Parteipolitik darstelle, müsse „voll

ständig und korrekt“ umgesetzt wer

den. Religiöse Aktivitäten, die sich 

im Rahmen verfassungsgemäßer Lega

lität bewegten, seien mit Mitteln des 

Rechts zu schützen, religiöse Aktivitä

ten dagegen, die diesen Rahmen ver

ließen, strikt zu ahnden. Keinesfalls 

gehe es an, unter dem Vorwand einer 

Trennung von Staat und Religion ei

ne Kontrolle der Religion durch den 

Staat zurückzuweisen. Es sei strikt un

tersagt, unter Berufung auf die Reli

gion die Führung der Partei und das 

sozialistische System oder die natio

nale Einheit der verschiedenen ethni

schen Gruppen abzulehnen. Untersagt 

sei es auch, Religion dazu zu missbrau

chen, staatliche und gesellschaftliche 

Interessen zu schädigen oder die lega

len Rechte anderer Bürger zu beein

trächtigen. Religiöse Vertreter sollten 

der Gesellschaft als Vorbilder für eine 

politisch, moralisch und ethisch ein

wandfreie Lebensführung dienen.

Konkretere Maßnahmen zur Stär

kung der religionspolitischen Verwal

tung stellte Zhu Rongji in seiner Rede 

vor. Er forderte zunächst, das Rechts

system in Bezug auf Religionsangele

genheiten auszubauen, um die recht

mäßige religiöse Betätigung der Bür

ger besser zu schützen, aber auch, um 

illegale religiöse Aktivitäten effekti

ver ahnden zu können - das Beispiel 

des Falungong-„Kultes“ wurde in die

sem Zusammenhang explizit benannt. 

Einen Ausbau der Verwaltungskapazi

täten plane man zum einen in länd

lichen Gebieten, zum anderen in von 

ethnischen Minderheiten bevölkerten 

Regionen. Was die ländlichen Gebie

te anginge, so solle ein „Verwaltungs

netz für Religionsangelegenheiten auf 

den drei Ebenen der Kreise, Gemein

den und Dörfer“ (rrian xiang cun sanji 

zongjiao shiwu guanli wangluo) einge

richtet werden. Auf den Ebenen der 

Gemeinden bzw. ländlichen Kleinstäd

te und Dörfer - also für die Funktio

näre an der ländlichen Basis - soll

ten ferner ein persönliches „Verantwor

tungssystem für die Religionsarbeit“ 

(zongjiao gongzuo zerenzhi ) instal

liert und Kurse in juristischen und 

administrativen Belangen angeboten 

werden - eine Maßnahme, die darauf 

schließen lässt, dass man in der Um

setzung zentraler Politikvorgaben auf 

der lokalen Ebene erhebliche Defizite 

sieht.

Auch in Gebieten, in denen ethnische 

Minderheiten lebten, solle die Reli

gionsarbeit gestärkt werden. Zugleich 

sollten durch wirtschafts-, bildungs-, 

kultur-, gesundheits- und sportpoliti

sche Maßnahmen sowie durch ein ver

bessertes System der sozialen Siche

rung die Ausgangsbedingungen und 

Anreize für eine Verbesserung des ma

teriellen Lebensstandards geschaffen 

werden, implizit wohl in der Annah

me, dass steigender Wohlstand von 

selbst zu einer Säkularisierung der Be

völkerung führen dürfte.

Schließlich müsse die Qualifikation 

des religiösen Verwaltungspersonals 

erhöht werden. In Provinzen, Städ

ten sowie in Kreisen, in denen der 

Religionsarbeit besondere Bedeutung 

zukomme, seien eigene Behörden der 

jeweiligen lokalen Regierungen ein

zurichten, die qualifiziertes religi

öses Verwaltungspersonal bereitstel

len sollten. Die zukünftigen Kader 

in diesem Bereich sollten über ein 

höheres Bildungsniveau und politi

sche Erfahrung verfügen, jünger sein 

und bessere Spezialkenntnisse in ih

rem Verwaltungsfachbereich besitzen. 

Von besonderer Bedeutung sei schließ

lich eine patriotische Grundhaltung, 

die zukünftig allen Mitgliedern religi

öser Kreise noch stärker als bisher zu 

vermitteln sei.

Die Ausführungen Jiang Zemins und 

Zhu Rongjis belegen die gestiegene 

Bedeutung, die der Religionspolitik 

seit den Ereignissen des 11. Septem

ber offenbar beigemessen wird. Die 

Dokumente machen das Bemühen der 

parteistaatlichen Führung deutlich, ei

ne übergreifende politische Antwort 
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für verschiedenartige Probleme im re

ligiösen und gesellschaftlichen Leben 

des Landes zu finden: So ist man be

strebt, eine klare Abgrenzung „lega

ler“ religiöser Aktivitäten und Orga

nisationen sowohl gegenüber den so 

genannten „Kulten“ vorzunehmen, al

len voran der Falungong-Bewegung, 

durch die sich die KPCh in ihrem ge

sellschaftlichen Organisationsmonopol 

bereits seit über zwei Jahren heraus

gefordert sieht, als auch gegenüber 

dem nun mit neuer Brisanz wahrge

nommenen fundamentalistischen Po

tenzial. Die zahlreichen Beschwörun

gen der nationalen Einheit und des 

Patriotismus tragen deutliche Spuren 

der Furcht vor einer Verbreitung vor 

allem des islamischen Fundamentalis

mus in Nordwestchina.

Auf einem anderen Blatt steht frei

lich geschrieben, inwieweit die vor

gesehenen religionspolitischen Mittel 

geeignet sind, die befürchteten Ge

fahren abzuwenden. Die parteistaatli

che Kooptation und Verpflichtung von 

Vertretern der fünf offiziell genehmig

ten Religionen (Buddhismus, Taois

mus, Islam, Katholizismus und Pro

testantismus) auf patriotische und so

zialistische Grundtugenden dürfte als 

überkommenes Instrument der Ein

heitsfrontideologie eher Antipathien 

erregen als das gewünschte Ziel einer 

Stärkung der Staatstreue religiös gläu

biger Bevölkerungsgruppen zu errei

chen. Eine bessere fachliche Ausbil

dung des religiösen Verwaltungsperso

nals erscheint zwar durchaus erstre

benswert, da immer wieder Klagen 

über die verbreitete Ignoranz staat

licher Funktionäre in religiösen Be

langen zu vernehmen sind. Jedoch 

deuten die von Zhu Rongji skizzier

ten Maßnahmen zur Verstärkung der 

Verwaltungskapazitäten in ländlichen 

und Minderheitengebieten eher auf 

das Ziel einer umfassenden Überwa

chung des religiösen und kulturellen 

Lebens hin als auf einen toleranten 

und „aufgeklärten“ Umgang mit der 

religiösen Vielfalt des Landes, der dem 

wachsenden religiösen Interesse immer 

breiterer Gesellschaftsgruppen Rech

nung trüge. Bei alldem stimmt immer

hin die Tatsache zuversichtlich, dass 

die chinesische Führung die Religion 

als tragenden gesellschaftlichen Faktor 

offenbar nach und nach ernster nimmt.

Im Zusammenhang der Konferenz 

wurden auch einige aktuelle Zahlen 

zur Verbreitung der offiziell anerkann

ten Religionen genannt. So gebe es in 

China mittlerweile über 100 Mio. re

ligiöse Gläubige, über 3.000 religiöse 

Gruppen und über 100.000 religiöse 

Stätten. Das religiöse Verwaltungs

personal umfasse landesweit mehr als 

300.000 Personen; die verschiedenen 

religiösen Gruppen betrieben insge

samt 74 Ausbildungsstätten, in de

nen religiöses Personal geschult wür

de. Gesonderte Zahlen wurden für Ti

bet angegeben, das rund 1.700 re

ligiöse Stätten und 46.000 Mönche 

und Nonnen beheimate, sowie für Xin- 

jiang, wo 23.000 Moscheen und religi

öses Personal im Umfang von 29.000 

Personen verzeichnet sei. Landesweit 

repräsentierten mehr als 17.000 Ver

treter verschiedener Konfessionen die 

politischen Belange der Religionen in 

den Volkskongressen und den Politi

schen Konsultativkonferenzen auf al

len administrativen Ebenen. (RMRB, 

13.12.01; GMRB, 12.12.01; SCMP, 

13.12.01; FAZ, 15.12.01) -hol-

13 Falungong als „terroristi

sche“ Organisation gebrand- 

markt

Im Gefolge des 11. September ist ne

ben separatistischen Kräften in den 

Autonomen Regionen Xinjiang und 

Tibet auch die Falungong-Bewegung 

von offizieller Seite mit dem Label des 

„Terrorismus“ versehen worden. Die 

neue Kategorisierung der bisher als 

übler „Kult“ kriminalisierten Falun

gong-Bewegung markiert eine weite

re Etappe intensiver staatlicher Ver

folgung der in China verbliebenen Fa- 

lungong-Anhänger, die seit dem Som

mer 1999 zunehmend rigiden Repres

sionsmaßnahmen ausgesetzt sind.

Die Zuordnung erfolgte auf einer na

tionalen Konferenz zur Religionsar

beit, die vom 10. bis 12. Dezember 

in Beijing stattfand (vgl. vorausge

hende Übersicht). Dort soll wieder

holt die Feststellung gefallen sein, dass 

die Falungong-Bewegung keine Religi

on, sondern ein übler „Kult“ sei, unter 

dessen Anhängern sich auch solche be

fänden, die „gewaltsame und terroris

tische Akte“ verübten.

Zur Illustration verbreiteten die offi

ziellen Medien Berichte über mehre

re Mordfälle, in denen angeblich Fa

lungong-Anhänger im Zustand geis

tig-seelischer Verwirrung Familienmit

glieder getötet haben. So soll ein 29- 

jähriger Mann auf der Insel Hainan 

seinen Onkel erstochen haben, um 

ihm den Eingang ins „Nirvana“ zu 

ermöglichen. Ferner soll ein 46-jäh

riger Mann in Beijing seinen Vater 

und seine Frau getötet und seine Mut

ter durch Messerstiche schwer ver

letzt haben, nachdem er eine spiritu

elle Eingebung erlebt haben soll, die 

ihm nach eigenen Aussagen nahe ge

legt habe, diese drei Personen aus dem 

„Meer des Leidens“ zu erlösen. Auch 

eine Serie von Bombenanschlägen in 

der Stadt Zhanjiang (Provinz Guang

dong) wurde nach Spekulationen der 

Wen Wei Po, des Beijinger Sprach

rohrs in Hongkong, mit der Falun

gong-Bewegung in Zusammenhang ge

bracht.

Die Berichte lassen sich nicht auf ih

ren Wahrheitsgehalt hin überprüfen; 

grundsätzlich kann nicht ausgeschlos

sen werden, dass vor dem Hintergrund 

der anhaltenden Eskalation des Fa- 

lungong-Konflikts einzelne Anhänger 

in seelische Extremsituationen gera

ten und zu Mitteln der Gewalt greifen. 

Die Bezeichnung derartiger Handlun

gen als „terroristische Akte“, die eher 

der Projektion eines politischen Be

drohungsszenarios der Herrschaft der 

KPCh als dem Entsetzen über die so

zialen Opfer der mutmaßlichen Mör

der entspringen dürfte, erscheint aller

dings sehr fragwürdig.

Gemäß Metaphern der offiziellen Pres

se ist der Falungong-„Virus“ in China 

noch immer im Begriff sich auszubrei

ten. Die Rhetorik der beiden Konflikt

seiten gleicht sich dabei immer wei

ter an. Während sich auf der Home

page der internationalen Falungong- 

Organisation bereits seit über einem 

Jahr die Aufforderungen Li Hongzhis 

an seine Anhänger häufen, „das Böse 

(gemeint sind die Verantwortlichen für 

die Verfolgung der Falungong-Bewe

gung) restlos auszulöschen“, hat sich 

nun auch die im letzten Jahr ge

gründete Chinesische Anti-Kult-Ver

einigung ’auf ihre Fahnen geschrie

ben, „das Böse (gemeint ist Falun

gong) restlos auszulöschen“. In einem 

Kommentar der Internetausgabe der 

Volkszeitung wurde der 46-jährige Va

termörder aus Beijing gar als „Dämon“ 

bezeichnet.
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Ein neuerliches hartes Gerichtsurteil 

gegen Falungong-Anhänger erging am 

13. Dezember. Sechs Angehörige der 

Qinghua-Universität in Beijing, die 

bereits Anfang 2001 festgenommen 

worden waren, wurden zu Haftstra

fen zwischen drei und zwölf Jahren 

verurteilt. Ihnen wurde zur Last ge

legt, Materialien von Websiten der in

ternationalen Falungong-Organisation 

heruntergeladen, ausgedruckt und in 

den Straßen Beijings ausgehängt zu 

haben. Eine besondere Brisanz des 

Falls liegt darin, dass es sich bei 

den Verurteilten um Angehörige der 

natur- und ingenieurswissenschaftli

chen Elite des Landes handelt - min

destens drei von ihnen sind Dokto

randen der namhaften Universität. In 

Reaktion auf das Bekanntwerden des 

Urteils sollen 32 im Ausland leben

de Absolventen der Qinghua-Univer

sität einen offenen Protestbrief an Mi

nisterpräsident Zhu Rongji sowie an 

Hu Jintao, Stellvertretender Staats

präsident und designierter Nachfol

ger Jiang Zemins im Amt des Ge

neralsekretärs der KPCh, geschickt 

haben - beide sind selbst ehemali

ge Qinghua-Studenten. (RMRB, 13., 

23.12.01; XNA, 13., 17., 24.12.01; 

RMRB online, 17.12.01, nach FBIS, 

17.12.01; Xinhua, 19.12.01, nach BBC 

PF, 19.12.01; Wen Wei Po, 15.12.01, 

nach FBIS, 15.12.01; Hong Kong AFP, 

23.12.01, nach FBIS, 23.23.01; SCMP, 

14.12.01; IHT, 24.12.01) -hol-

14 Zwei Führer einer christli

chen Untergrundkirche zum 

Tod verurteilt

Wie das Hongkonger Information 

Centre for Human Rights and De- 

mocracy meldete, sind Ende Dezem

ber siebzehn Mitglieder der „Huanan 

(Südchina)-Kirche“ von einem Gericht 

in der Stadt Jingmen, Provinz Hu

bei, mit schweren Strafen belegt wor

den. Gong Shengliang, der Gründer 

der Kirche, und seine Nichte Li Ying 

wurden zum Tod verurteilt, im Fall 

der Letzteren mit zweijährigem Voll

zugsaufschub. Gegen die restlichen 15 

Personen wurden Freiheitsstrafen von 

zwei Jahren bis zu lebenslänglicher 

Haft verhängt.

Die Angeklagten wurden beschuldigt, 

unter missbräuchlicher Berufung auf 

einen „Kult“ gegen Gesetze verstoßen 

und Personen böswillig verletzt zu ha

ben. Dem 46-jährigen Gong Sheng

liang wurden außerdem Vergewalti

gung und Rowdytum in mehreren Fäl

len, der 30-jährigen Li Ying dagegen 

die Publikation und Verbreitung ei

ner illegalen Zeitschrift zur Last ge

legt (das Blatt der Kirchengemeinde 

war angeblich in 500.000-starker Auf

lage in 48 Nummern erschienen).

Bei der „JRzanan-Kirche“ handelt es 

sich um eine von Gong Shengliang 

1991 ins Leben gerufene Abspaltung 

der „Quan fanwei (Total Scope)-Kir- 

che“. Die Huanan-Kirche hatte zuletzt 

rund 50.000 Mitglieder in zehn Pro

vinzen Chinas, darunter Hubei, He- 

nan und Hunan. Im April 2000 war 

sie, ebenso wie die Quan fanwei-Kir- 

che sowie mindestens 14 andere christ

liche Untergrundkirchen, vom Minis

terium für Öffentliche Sicherheit als 

„Kult“ eingestuft worden.

Nach Angaben des Informationszent

rums waren bereits in den Vorjahren 

zwei Gründer von christlichen Unter

grundkirchen von chinesischen Gerich

ten zum Tod verurteilt worden. So sol

len im Jahr 1995 gegen den Grün

der der „Bei li wang (The Enthroned 

King)-Kirche“, Wu Yangming, und im 

Jahr 1999 gegen Gründer der „Zhu 

shen jiao (The Principal God)-Kir- 

che“, Liu Jiaguo, wegen religiöser Un

tergrundaktivitäten Todesurteile ver

hängt worden sein. (Information Cen

tre for Human Rights and Democracy, 

Hong Kong, 30.12.01, nach BBC PF, 

30.12.01) -hol-

15 Serie von Bombenanschlä

gen in mehreren Landestei

len

Im Verlauf des Monats Dezember 

haben sich in mehreren Landestei

len Chinas Bombenattentate ereignet, 

teilweise in Form lokal konzentrierter 

Bombenserien. Nach Angaben chinesi

scher Sicherheitsbehörden handelte es 

sich bei den Bombenexplosionen um 

„normale verbrecherische Akte“, die in 

keinem erkennbaren Zusammenhang 

miteinander stünden. Offizielle Spre

cher betonten, dass die jüngste Häu

fung von Bombenanschlägen keines

wegs Ausdruck einer Verschlechterung 

der öffentlichen Sicherheit sei.

Am 14. Dezember ereigneten sich in 

Jiangmen und Zhanjiang, zwei Städ

ten der Provinz Guangdong, insge

samt 23 Bombenexplosionen, durch 

die fünf Personen getötet und sieben 

Personen verletzt wurden. Nach Anga

ben der staatlichen Nachrichtenagen

tur Xinhua waren sämtliche Bomben 

von einer Person gezündet worden, ei

nem Mann names Lin Guojian, der 

sich dadurch an verschiedenen Perso

nen rächen wollte, mit denen er in 

persönliche bzw. geschäftliche Strei

tigkeiten verwickelt gewesen war; der 

Mann sei selbst unter den Opfern ge

wesen. Anderen Quellen zufolge wur

den für die Bombenserie in Zhanjiang 

auch Anhänger der Falungong-Bewe- 

gung verantwortlich gemacht.

Einen Tag später wurde eine Per

son getötet und 27 Personen verletzt, 

als in einem McDonald-Restaurant 

in Xi’an, der Hauptstadt der nord

westchinesischen Provinz Shanxi, ei

ne Bombe gezündet wurde. Das At

tentat wurde zunächst der getöteten 

Person zugeschrieben, womit der Ver

dacht nahe lag, es könnte sich um ein 

terroristisch motiviertes Selbstmord

attentat gehandelt haben. Nachdem 

am Tatort nachträglich ein Zeitzün

der entdeckt wurde, wurde diese Versi

on fallen gelassen. Der Verdacht einer 

politischen Motivation etwa im Zu

sammenhang mit anti-amerikanischen 

Tendenzen unter muslimischen Bevöl

kerungsteilen der Stadt wurde aller

dings, wenn auch nicht bestätigt, so 

doch nicht offiziell dementiert.

Am 20. Dezember versuchte ein ar

beitsloser junger Mann in Zheng

zhou, Hauptstadt der zentralchinesi

schen Provinz Henan, in einem Kran

kenhaus eine Bombe zu zünden. Ei

ne weitere Bombe explodierte am 23. 

Dezember in einer Filiale der Super

marktkette Carrefour in der Hafen

stadt Qingdao der nordchinesischen 

Provinz Shandong. Schließlich wur

den Ende des Monats in der Stadt 

Zhongxiang in der zentralchinesischen 

Provinz Hubei ein Polizist getötet 

und zwei weitere verletzt, während sie 

einen mutmaßlichen Dieb im Polizei

wagen festhielten. Der Mann trug am 

Körper eine Bombe, die im Fahrzeug 

detonierte; der Attentäter kam bei der 

Explosion selbst ums Leben.

Wie üblich hielten sich offizielle Ver

treter und Medien mit Angaben 

über die Motive für die Anschläge 

zurück. Wenn Ermittlungsergebnisse 
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überhaupt veröffentlicht werden, so 

nennen sie in den meisten Fällen pri

vate Konflikte als Tatgründe. Sofern 

politische oder religiöse Motive für die 

Attentate verantwortlich sind, liegt es 

generell nicht im Interesse der Behör

den, diese Motive öffentlich zu benen

nen.

Ein indirektes Indiz dafür, dass hin

ter der jüngsten Serie von Bom

benanschlägen doch teilweise politi

sche Hintergründe vermutet werden, 

kann in der Tatsache gesehen wer

den, dass seit dem 14. Dezember die 

Sicherheitsmaßnahmen in den diplo

matischen Vierteln Beijings verschärft 

wurden. So wurden vor US-amerika

nischen und britischen Botschaftsge

bäuden Barrikaden errichtet und der 

Verkehr umgeleitet. (AWSJ, 17.12.01; 

NZZ, 17.12.01; Agence France Presse, 

18.12.01; FT, 19.12.01; Radio Televisi

on Hong Kong, Radio 3, 29.12.01, nach 

BBC PF, 29.12.01; FAZ, 29.12.01) 

-hol-

16 Zentrale Parteischule bietet 

Seminare für Privatunter

nehmer an

Wie Hongkonger Quellen zu entneh

men ist, bietet die Zentrale Partei

schule in Beijing seit einigen Wo

chen Seminare für Privatunternehmer 

an. Dabei handelt es sich insofern 

um eine einschneidende Neuerung, als 

die höchste ideologische Lehranstalt 

des Landes und traditionelle Kader

schmiede bislang den „revolutionären“ 

Eliten der KPCh vorbehalten war.

Nach Aussagen eines Vertreters der 

Parteischule werden in den Semina

ren, die zwischen sieben und zehn Ta

gen dauern und den Teilnehmern zwi

schen 1.000 und 1.500 RMB Yuan 

abverlangen, Kenntnisse über ökono

mische Theorien und westliches Ge

schäftsmanagement sowie über Chan

cen und Herausforderungen für Un

ternehmer nach dem Beitritt Chinas 

zur Welthandelsorganisation vermit

telt. Eine systematische Einführung 

in kommunistische Parteitheorien sei 

nicht Ziel der Seminare, allerdings fän

den am Rande der Veranstaltungen 

Diskussionen über die parteistaatliche 

Politik zur Entwicklung der privaten 

Wirtschaft statt. Bislang sollen vier 

Seminare mit jeweils 50 bis 100 Teil

nehmern veranstaltet worden sein.

Während aus Sicht der Privatunter

nehmer die Teilnahme an den Semina

ren als günstige Gelegenheit begrüßt 

werden dürfte, Kontakte zu Parteika

dern zu knüpfen und so ihre persön

lichen Netzwerke zu bereichern, be

steht das Interesse der Zentralen Par

teischule an der Durchführung die

ser Seminare - neben dem finanziellen 

Gewinn - offenbar darin, ausgewähl

te Vertreter des Privatsektors an die 

KPCh heranzuführen. Die Kooptation 

von Privatunternehmern in die Partei 

geht auf den ideologischen Vorstoß des 

KP-Generalsekretärs Jiang Zemin zu

rück, der am 1. Juli 2001 angekündigt 

hatte, dass die KP zukünftig auch Pri

vatunternehmer als Mitglieder aufneh

men werde (vgl. C.a., 2001/7, S.739- 

746). Die Tatsache, das die Zentra

le Parteischule sich nun für Privat

unternehmer öffnet, kann als ein In

diz gewertet werden, dass parteiinter

ne Widerstände gegen den kontrover

sen ideologischen Vorstoß Jiangs weit

gehend ausgeräumt sein dürften.

Dafür sprechen auch zwei Beiträge in 

dem theoretisch autoritativen Partei

organ Qiushi (Wahrheitssuche) vom 

November. In diesen Beiträgen wird 

in höchst kunstvoller Manier und in 

aller argumentativen Ausführlichkeit 

dargelegt, weshalb die Aufnahme von 

Angehörigen „neuer sozialer Schich

ten“ (also Privatunternehmer) - die 

nach klassischen marxistischen Vor

stellungen ja als „Kapitalisten“ und 

„Ausbeuter“ gelten - durchaus kei

nen Widerspruch zum „Wesen“ der 

KPCh als Vertreterin der revolutio

nären Klassen darstellt. Auch wer

den detaillierte ideologische Kriteri

en für die Aufnahme solcher neuer 

Mitglieder etabliert, durch die sicher

gestellt werden soll, dass diese ih

rem Bestimmungszweck gerecht wer

den, der nach parteitheoretischer Auf

fassung darin besteht, zum Aufbau des 

Sozialismus chinesischer Prägung bei

zutragen. (SCMP, 4.12.01; The Straits 

Times, 5.12.01; Qiushi, 16.11.01, nach 

BBC PF, 16.11.01) -hol-

17 Vorschläge für innerparteili

che Demokratisierung

Der Artikel eines Professors für Politik 

an der Zentralen Parteischule in Bei

jing, in dem Vorschläge für eine De

mokratisierung innerhalb der KPCh 

unterbreitet werden, haben nach Aus

sagen der Hongkonger South China 

Morning Post in Parteikreisen für eini

ges Aufsehen gesorgt. Der in einer re

lativ unbekannten theoretischen Zeit

schrift publizierte Beitrag des Profes

sors Wang Guixiu wird als Versuch des 

liberalen Lagers innerhalb der KPCh 

gewertet, die parteipolitische Agenda 

für den XVI. Parteitag im Herbst 2002 

mitzugestalten und positive Ansätze 

für eine politische Reform zu lancie

ren.

Professor Wang soll bereits in den 

1980er Jahren eng mit dem damali

gen Parteisekretär Zhao Ziyang zu

sammengearbeitet haben, der anläss

lich des XIII. Parteitags im Jahr 1987 

ein ehrgeiziges, wenn auch vages Pro

gramm für politische Reformen vorge

legt hatte. Nach der Niederschlagung 

der Protestbewegung 1989 war dieses 

Programm allerdings auf Eis gelegt 

worden.

In seinem jüngsten Beitrag formulierte 

Wang Guixiu die folgenden konkreten 

Vorschläge für eine Demokratisierung 

des politischen Systems:

• Schaffung einer „echten De

mokratie“ innerhalb der KP

Ch durch die Einführung freier 

Wahlen mit echter Konkurrenz 

zwischen mehreren Kandidaten;

• Abschaffung des (derzeit sieben

köpfigen) übermächtigen Stän

digen Ausschusses des Polit

büros; stattdessen Bestimmung 

des gesamten (derzeit aus 21 

Mitgliedern und 2 Kandidaten 

bestehenden) Politbüros zum 

höchsten Organ der Partei;

• Aufwertung des Nationalen 

Volkskongresses von einer blo

ßen „Abstimmungsmaschinerie“ 

hin zu einem echten Parlament, 

dessen Abgeordnete frei gewählt 

und in der Lage sind, politische 

Abstimmungen gemäß ihrer ei

genen persönlichen Entschei

dung zu treffen;

• Umwandlung der Disziplinkon

trollkommission der KPCh in 

ein gewähltes und unabhängiges 

Organ, das damit in die Lage 

versetzt werden soll, eine echte 

Aufsicht über die Parteimitglie

der zu führen.
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Der Autor versuchte die Gunst der 

Parteiführung zu gewinnen, indem er 

Jiang Zemins berühmte Rede vom 1. 

Juli 2001 als Anlass nahm, die in

nerparteiliche Demokratisierung und 

Intensivierung politischer Reformen 

dem Generalsekretär der Partei selbst 

als wichtiges Vorhaben für den XVI. 

Parteitag gewissermaßen in den Mund 

zu legen. Auch warb er für innerpar

teiliche Reformen, indem er argumen

tierte, dass die Entwicklung der De

mokratie auf Regierungsseiten inner

halb der vergangenen zwanzig Jahre 

schneller verlaufen sei als auf Seiten 

der KPCh.

Als positive Indizien für eine mögliche 

Wegbereitung für politische Reformen 

auf dem bevorstehenden Parteitag im 

Herbst werden auch die Gründung ei

nes Forschungszentrums für Demokra

tie unter der Chinesischen Akademie 

für Sozialwissenschaften sowie die lan

ge aufgeschobene, jüngst aber endlich 

realisierte Publikation eines Sammel

bandes zur Demokratietheorie, eben

falls durch die Akademie, gewertet. 

(SCMP, 7.12.01) -hol-

Wissenschaft, Bildung,

Gesellschaft, Kultur

18 Ethikregeln der Akademie 

der Wissenschaften

Die Chinesische Akademie der Wis

senschaften, die wichtigste For

schungseinrichtung für die Naturwis

senschaften, hat kürzlich Ethikregeln 

für die Akademiemitglieder erlassen. 

Die aus zehn Punkten bestehenden 

Regeln wurden am 9. November 2001 

vom Präsidium des Wissenschaftli

chen Rates der Akademie verkündet 

und einen Monat später der Öffent

lichkeit vor gestellt. Angesichts zuneh

mender Fälle von Unredlichkeit in der 

Forschung bemühen sich die großen 

Wissenschaftsorganisationen in aller 

Welt heute um die Aufstellung von 

Ethikregeln für Wissenschaftler. In

sofern ist es für die internationale 

Wissenschaftskooperation von Bedeu

tung, dass das Problem auch in China 

angegangen wird. Hier hat es in den 

letzten Jahren eine ganze Reihe von 

Ethikregeln für verschiedene Berufe 

gegeben, etwa für Journalisten. Auch 

in der wissenschaftlichen Forschung 

Chinas ist in jüngster Zeit ein Ab

sinken der ethischen Standards zu 

verzeichnen. Die eigentliche Bedeu

tung der Regeln, so wird betont, liegt 

darin, dass die Chinesische Akademie 

der Wissenschaften zum ersten Mal in 

ihrer gut fünfzigjährigen Geschichte 

nach ihrer Neugründung in der VR 

China autonom ein Dokument über 

ihr eigenes Verhalten erlassen hat, d.h. 

die Initiative scheint von Akademiesei

te und nicht vom Staat ausgegangen 

zu sein.

Die Ethikregeln für die Mitglieder der 

Akademie der Wissenschaften wurden 

im Wortlaut in der Guangming-Zei

tung veröffentlicht (GMRB, 16.12.01, 

A2). In Übersetzung lauten sie wie 

folgt:

Art.l: Halte dich streng an die Be

stimmungen der „Satzung der Akade

miemitglieder der Chinesischen Aka

demie der Wissenschaften“, erfülle ge

wissenhaft die berufliche Verantwor

tung und die Pflichten eines Akade

miemitglieds, beteilige dich aktiv an 

den vom Wissenschaftlichen Rat (xue- 

bu) organisierten Aktivitäten, leis

te auf vielfache Weise Beiträge für 

den wissenschaftlich-technischen Fort

schritt des Staates und der Gesell

schaft.

Art.2: Halte daran fest, dass die Wis

senschaft der menschlichen Zivilisati

on, dem Frieden und dem Fortschritt 

dient. Befolge und bewahre bei der 

wissenschaftlichen Arbeit streng die 

ethischen Normen und Bestimmungen 

in Bezug auf die Sicherheit des Staa

tes, der Informationen, der Ökologie, 

der Umwelt und der Gesundheit.

Art.3: Halte dich an die Wahrheit, 

befreie das Denken, suche die Wahr

heit in den Tatsachen, wende dich ge

gen Betrug und dessen Verschleierung. 

Halte fest an einer ernsthaften, stren

gen und festen wissenschaftlichen Hal

tung, wende dich gegen Unbedachtheit 

und Großtuerei in der Wissenschaft. 

Leiste entschlossen Widerstand gegen

über korruptem und unvorschriftsmä

ßigem Handeln.

Art.4: Führe beharrlich die „Dop

pel-Hundert-Richtung“ passt hundert 

Blumen blühen, lasst hundert Schulen 

miteinander wettstreiten“] durch und 

entfalte aktiv wissenschaftliche Demo

kratie, respektiere voll unterschiedli

che Meinungen auf wissenschaftlichem 

Gebiet, urteile nicht willkürlich, lass 

nicht nur deine eigene Meinung gelten, 

hüte dich vor und wende dich gegen ei

ne Arbeitsweise, die von wissenschaft

licher Arroganz unter Ausnutzung ei

ner Machtposition gekennzeichnet ist. 

Art.5: Achte die Arbeit und die 

Rechte und Interessen der Mitarbei

ter und anderer Menschen, zitiere die 

Forschungsergebnisse anderer korrekt. 

Wende dich gegen falsche Namens

zeichnung und die Aneignung der For

schungsergebnisse anderer Personen. 

Wende dich gegen die Beteiligung an 

Handlungen zur Erreichung unlaute

rer Vorteile. Widerstehe und wende 

dich dagegen, wissenschaftliche For

schungsergebnisse in der Presse zu 

Sensationsmeldungen verarbeiten zu 

lassen.

Art.6: Bei Empfehlungen, Begutach

tungen, Beurteilungen, wissenschaftli

chen Erörterungen und Auszeichnun

gen aller Art halte fest am Prinzip 

der Unparteilichkeit und Gerechtig

keit, suche die Wahrheit in den Tat

sachen und lasse dich nicht von per

sönlichen Erwägungen leiten.

Art.7: Sei selbst ein Vorbild für an

dere, schätze die Lehrer hoch, beloh

ne und befördere junge Nachwuchs

wissenschaftler, ermuntere zu Innova

tionen, ermuntere junge Leute dazu, 

kühn neue wissenschaftliche Gedan

ken und Meinungen zu äußern. Küm

mere und sorge dich um das gesunde 

Heranwachsen junger Wissenschaftler.

Art.8: Entfalte den Geist der wis

senschaftlichen Zusammenarbeit und 

des Kollektivismus. Lass die begrenz

ten menschlichen und materiellen Res

sourcen größtmögliche Ergebnisse er

zielen. Wende dich dagegen, dass 

im privaten Interesse eines Einzelnen 

oder einer kleinen Gruppe die Interes

sen des Staates oder anderer Personen 

verletzt werden.

Art. 9: Entfalte aktiv einen wis

senschaftlichen Geist, führe wissen

schaftliches Denken ein, verbreite wis

senschaftliche Methoden und wissen

schaftliche Kenntnisse, merze Aber

glauben aus, wende dich entschieden 

gegen Pseudowissenschaft.

Art. 10: Halte dich streng an die „Ver

haltensnormen für Akademiemitglie

der bei der Erweiterungs- und Aus




